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Bonn, den 27. November 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Maßnahmen gegen Kindesmißhandlungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Riedl (Mündien)r 
Roser, Geisenhofer, Niegel, Dasch, Dr. Althammer, 
Gerlach (Obernau), Dr. Fuchs und Genossen 
- Drucksache VI/ 1428 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Haben die von der Bundesregierung angekündigten Prüfungen, 
ob durch 

a) eine Neuregelung der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Beschränkung der elterlidien Gewalt bei 
Gefährdung des Kindes [vgl. Stenografischer Beridit, 5. Wahl- 
periode, 135. Sitzung, S. 6878 (C)], 

b) eine Anwendung der Empfehlung 561 (1969) der Beratenden 
Versammlung des Europarates vom 30. September 1969, wo- 
nach Arzte von ihrer beruflidien Sdiweigepflidit entbunden 
und zur Benachrichtigung der zuständigen Behörden ver- 
pflichtet werden sollen, sobald ihnen ein Fall von Kindes- 
mißhandlung bekannt wird [vgl. Anlage zum Stenografischen 
Bericht, 6. Wahlperiode, 24. Sitzung, S. 980 (D)], 

ein verbesserter Schutz der Kinder gegen Mißhandlungen er- 
reicht werden kann, bereits zu einem konkreten Ergebnis 
geführt? 


Zu a) 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in dieser Legislaturperiode 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Neuregelung des 
Rechts der elterlichen Gewalt und damit der Möglichkeiten von 
staatlichen Eingriffen in diese Gewalt zum Gegenstand hat. 
Die Vorarbeiten für diesen Entwurf sind bereits aufgenommen 
worden. Dabei ist jedoch eine Vielzahl tatsächlicher und recht- 
licher Fragen zu beantworten, so daß über den Inhalt des be- 
absichtigten Entwurfs und den Zeitpunkt seiner Vorlage ge- 
nauere Angaben noch nicht möglich sind. Im übrigen muß dar- 
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auf hingewiesen werden, daß der Schutz der Kinder vor Miß- 
handlungen nicht nur vom Inhalt der einschlägigen zivilrecht- 
lichen Bestimmungen, sondern vor allem von der Aufdeckung 
des jeweiligen Sachverhalts abhängig ist. 

Zu b) 

Die Bundesregierung hat sich mit der Empfehlung 561 (1969) 
der Beratenden Versammlung des Europarates vom 30. Sep- 
tember 1969 im Zusammenhang mit der Frage befaßt, ob diese 
Empfehlungen in das Arbeitsprogramm des Europarates für 
1970 auf genommen werden sollte. Dabei konnten Bedenken 
nicht ausgeräumt werden, die zum Teil bereits in der Antwort 
der Bundesregierung auf die Frage des Abgeordneten Dr. 
Schulz [Stenografischer Bericht, 6. Wahlperiode, 24. Sitzung, 
S. 980 (D)] erwähnt worden sind. Die gesetzliche Durchbrechung 
der ärztlichen Schweigepflicht, die die Grundlage des Ver- 
trauensverhältnisses zwischen Arzt und Patienten darstellt, 
kann nur dann in Erwägung gezogen werden, wenn das be- 
drohte Rechtsgut der Unversehrtheit von Minderjährigen 
anders nicht geschützt werden kann. Ob diese Voraussetzung 
hier gegeben ist, kann zur Zeit noch nicht abschließend be- 
urteilt werden. Nach den Erfahrungen der Praxis ist nicht aus- 
zuschließen, daß die generelle Aufhebung der ärztlichen 
Schweigepflicht in diesen Fällen und erst recht die Einführung 
einer Meldepflicht eher zu einer Verschlechterung der Lage der 
bedrohten Kinder führt. Sorgeberechtigte, die heute im Ver- 
trauen auf das Schweigen des Arztes das mißhandelte Kind 
noch ärztliche behandeln lassen, könnten künftig davon Ab- 
stand nehmen, wenn ihnen daraus mit großer Wahrscheinlich- 
keit ein Strafverfahren erwachsen würde. Solange in dieser 
Hinsicht nicht Klarheit herrscht, erscheint die Beibehaltung der 
gegenwärtigen Rechtslage richtiger, nach der die Durchbre- 
chung der Schweigepflicht im Einzelfall eine Angelegenheit der 
pflichtgemäßen Abwägung des Arztes ist. 

Diese Bedenken sind auch von anderen Mitgliedstaaten geteilt 
worden, so daß die Empfehlung 561 (1969) zuerst dem Straf- 
rechtsausschuß (ECCP) zur Stellungnahme zugeleitet worden 
ist. Dessen Beratungen sind nach den hier vorliegenden Infor- 
mationen noch nicht abgeschlossen. 


2. Erwägt die Bundesregierung im Hinblick auf die hohe Dunkel- 
ziffer bei der Aufklärung der angesprodienen Straftaten die 
Einführung eines besonderen Straftatbestandes, nach dem be- 
straft wird, wer eine ihm bekannte Kindesmißhandlung nicht 
anzeigt? 


Die Bundesregierung erwägt nicht, die Nichtanzeige einer Kin- 
desmißhandlung durch einen besonderen Straftatbestand unter 
Strafe zu stellen. 
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Die Begründung einer gesetzlichen Pflicht zur Anzeige bereits 
vollendeter Straftaten, die dem geltenden Recht fremd ist, muß 
schwerwiegende Bedenken erwecken. Sie könnte eine Entwick- 
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lung einleiten, in deren Verlauf der Bürger in unerträglichem 
Umfang zum Hilfsorgan der Strafverfolgungsbehörden werden 
würde. Eine derartige Gefahr könnte allenfalls in Kauf genom- 
men werden, wenn eine gesetzliche Anzeigepflicht ein wirk- 
sames Mittel zur Verbesserung der Lage mißhandlungsbedroh- 
ter Kinder wäre. Das ist nach Auffassung der Bundesregierung 
jedoch nicht der Fall. Es ist nicht zu erwarten, daß die allge- 
meine Abneigung, durch Anzeigeerstattung in ein Ermittlungs- 
verfahren einbezogen zu werden, durch die gesetzliche Be- 
gründung der Anzeigepflicht überwunden wird. Die Gefahr 
einer Bestrafung wegen Verletzung der Anzeigepflicht ist 
nämlich deshalb nicht groß, weil sie nur bei vorsätzlicher Be- 
gehung in Frage käme und diese praktisch kaum nachweis- 
bar ist. 


3. Hält es die Bundesregierung für notwendig, Kindesmißhand- 
lungen in den Tatbestandskatalog des § 330 c Strafgesetzbuch 
aufzunehmen? 

Die Bundesregierung hält es nicht für notwendig, die Kindes- 
mißhandlung in den Tatbestand des § 330 c StGB aufzunehmen. 
Es ist anerkannt (vgl. BGHSt 3/66), daß ein Unglücksfall im 
Sinne dieser Bestimmung auch dann gegeben ist, wenn ein 
Dritter - hier der Sorgeberechtigte - die Gefahr eines erheb- 
lichen Schadens vorsätzlich herbeigeführt hat. Die seltenen 
Fälle, in denen ein Dritter bei der Mißhandlung von Kindern 
anwesend ist, werden daher auch heute schon in § 330 c StGB 
erfaßt. 


4. Würde ein verbesserter Schutz der Kinder dann erreicht werden, 
wenn angeordnet wird, daß alle nicht schulpflichtigen Kinder 
regelmäßig ärztlich zu untersuchen sind? 

Die Einführung regelmäßiger Zwangsuntersuchungen für alle 
nicht schulpflichtigen Kinder ist ebenfalls Inhalt der Empfeh- 
lung 561 (1969) der Beratenden Versammlung des Europarates. 
Die Bundesregierung hat in Übereinstimmung mit anderen Mit- 
gliedstaaten auch insoweit auf Bedenken hingewiesen. 

Einmal ist es zweifelhaft, ob eine solche Regelung nicht den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit des Mittels verletzt. Eine 
derartige Zwangsuntersuchung stellt einerseits einen erheb- 
lichen Eingriff in den Innenbereich der Familie dar, von dem 
andererseits - gemessen an der Vielzahl der intakten Fami- 
lien - nur ein verhältnismäßig geringer Erfolg zu erwarten ist. 

Außerdem würde eine wirksame Kontrolle nur durch Unter- 
suchungen in kürzeren Zeitabständen und ohne längere Vor- 
ankündigungen erreicht werden können. Die dazu erforder- 
lichen Maßnahmen sind aber mit der gegenwärtig vorhandenen 
und in absehbarer Zukunft erreichbaren Ärztekapazität nicht zu 
bewältigen. 


Gerhard Jahn 
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